Geſetz⸗Sammlung 
| für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 18. 


(No. 1819.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 6. Auguſt 1837., Erläuterungen und Ergänzun⸗ 
| gen der Verordnungen über die Cenſur der Drudfchriften vom 18. Oktober 
| 1819. und 28. Dezember 1824. enthaltend. 


Fur Erläuterung und Ergänzung der Verordnungen über die Cenſur der 
Druckſchriften vom 18. Oktober 1819. und 28. Dezember 1824. beſtimme Ich 
hierdurch auf die Anträge des Staats miniſteriums Folgendes: A 
| 1) Jeder Buchdrucker, welcher Cenſurluͤcken andeutet, verfällt in die durch 7 
| $. XVI. zu 1. der gedachten Verordnung vom 18. Oktober 1819. feſt⸗ | 
| geſetzte Strafe. a . 
| 2) Saͤmmtliche inlaͤndiſche Buchhändler, fie mögen zugleich im Auslande 
eine Buchhandlung beſitzen oder nicht, ſollen in Folge der Vorſchrift des 
F. VIII. der Verordnung vom 18. Oktober 1819. und des $. 6. Meiner 
Order vom 28. Dezember 1824. bei Vermeidung der durch §. XVI. zu 1. 
der erſtgedachten Verordnung feſtgeſetzten Strafe verbunden ſeyn, auch 
ihre im Auslande zu druckenden oder fuͤr das Ausland beſtimmten Ver⸗ 
lagsartikel, vor dem Drucke, der inlaͤndiſchen Cenſur zu unterwerfen. 

3) Außer den im $. XVII. der Verordnung vom 18. Oktober 1819. ber 
zeichneten Schriften, ſoll die Herausgabe aller anderen periodiſchen Schrif⸗ 
ten, ebenfalls von der vorgaͤngigen Genehmigung der, mit der oberſten 
Leitung der Cenſur⸗ Angelegenheiten beauftragten Miniſterien abhängig 
bleiben. 5 | 

4) Nicht bloß der Verkauf und das Ausgeben, fondern auch das Ausftellen — art 7-47 || 

und Anbieten verbotener Schriften iſt mit den, im §. XVI. Nr. 5. der % e pe, nüt, 
Verordnung vom 18. Oktober 1819. angedroheten Strafen zu ahnden. 
Dieſe Strafen treffen den Verkaͤufer, Ausgeber, Ausſteller oder An⸗ 
bieter verbotener Schriften auch dann, wenn er nicht zu den Gewerb⸗ 
treibenden gehoͤrt. Bei ſolchen Perſonen tritt, wenn ſie ſich dergleichen 
Vergehungen zum drittenmale ſchuldig machen, ſtatt des Verluſtes des 
Gewerbes eine Gefaͤngnißſtrafe von Drei Monaten bis zu Einem Jahre 
ein, welche in ferneren Wiederholungsfaͤllen bis auf das Doppelte geſtei⸗ 
gert werden kann. i 

5) Die im F. XI. der Verordnung vom 18. Oktober 1819 bezeichneten, 
außerhalb der Staaten des Deutſchen Bundes in Deutſcher Sprache, 

(No. 18191820.) Jahrgang 1837. A q fo 


(Ausgegeben zu Berlin den 25. September 1837.) 


— 12 — 


ſo wie die in Meiner Order vom 19. Februar 1834. erwaͤhnten, außer⸗ 
halb der Preußiſchen Staaten in Polniſcher Sprache erſchienenen, oder 
kuͤnftig erſcheinenden Schriften, und die in Meiner Order vom 29. Au⸗ 
guſt 1835. erwähnten, außerhalb der Staaten des Deutſchen Bundes 
gedruckten Anzeigen von Buͤchern oder einzelnen Blaͤttern ſind, ſo lange 
die Ober⸗Cenſurbehoͤrde nicht die beſondere Erlaubniß zum Verkauf der⸗ 
ſelben ertheilt hat, als verbotene zu betrachten. Wer ſolche Schriften, 
Anzeigen oder einzelne Blaͤtter verkauft, oder ausgiebt, ausſtellt, anbietet, 
bevor die Ober⸗Cenſurbehoͤrde den Debit derſelben geſtattet hat, verfaͤllt 
daher ebenfalls in die im §. XVI. Nr. 5. der Verordnung vom 18. Ok⸗ 
tober 1819. feſtgeſetzte Strafe. 5 
6) Außer den in der Verordnung vom 18. Oktober 1819. zu $. XI. und 
den, in Meinen Erlaſſen vom 19. Februar 1834. und 29. Auguſt 1835. 
erwaͤhnten, ſo wie denjenigen Schriften, deren Verkauf und Verbreitung 
durch ſpezielle Verfuͤgungen der kompetenten Behoͤrde unterſagt iſt oder 
kuͤnftig unterſagt werden moͤchte, gehoͤren zu den in Gemaͤßheit der 
Schlußbeſtimmung des $. XVI. der Verordnung vom 18. Oktober 1819. 
verbotenen Schriften, auch alle in Deutſchland ohne Namen des Ver⸗ 
legers erſcheinende Schriften und alle Deutſche Zeitungen und Zeitſchrif⸗ 
ten, auf denen der Name des Redakteurs fehlt. 
Dieſen Befehl hat das Staatsminiſterium durch die Geſetzſammlung zur allge⸗ 
meinen Kenntniß und Nachachtung zu bringen. 


Berlin, den 6. Auguſt 1837. 2 
f Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminifterium. 


(No. 1820.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 17. Auguſt 1837., betreffend die Beſtätigung 
des Tarifs zur Erhebung eines Brückengeldes bei Henrichenburg, im Re⸗ 
gierungsbezirk Münſter. x 


Anf Ihren Bericht vom 25. v. M. genehmige Ich die fernere Erhebung eines 
Bruͤckengeldes Seitens des Dominii Henrichenburg, im Bezirke der Regierung 
zu Muͤnſter, nach dem hier wieder beigefuͤgten, von Mir vollzogenen Tarife, mit 

dn Vorbehalte einer Reviſion deſſelben von zehn zu zehn Jahren, gegen die 
dem gedachten Dominio obliegende Verpflichtung zur Unterhaltung der Wege 
innerhalb der Hornſaat, auf der Straße von Kaſtrop nach dem Kreiſe Reck⸗ 
lingshauſen, und mehrerer Bruͤcken Are den Emſcher Fluß. 


Friedrich Wilhelm. 


Berlin, den 17. Auguſt 183 
An den Staats⸗ und Finanzminiſter Grafen v. Alvensleb en. 
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1821.) Tarif zur Erhebung eines Brückengeldes bei Henrichenburg. Vom 17. Auguſt 1837. 


An Bruͤckengeld wird entrichtet: 


von einem Wagen, ohne Nückfiht der Pferdezahl. .. . 1 Sgr. 6 Pf. 
von einem Karren, ohne Nuͤckſicht der Pferde zahl.. —⸗ 9 > 
„ von einm ell 8 — 5 
„ Von einer ))) 8 e — 5 =. 
von einem Schaafe, einem Schweine, einem Eſel . — # 2 


Befreiungen. 
Bruͤckengeld wird nicht erhoben: 


von Wagen und Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des 


Koͤniglichen Hauſes, imgleichen den Koͤniglichen Geſtuͤten gehören; 


vom Armeefuhrwerk, desgleichen von Fuhren und Thieren, welche Militair 


auf dem Marſche bei ſich führt, ferner von Offizieren und anderen Mili⸗ 
tairperſonen im Dienſte und in Dienſtuniform; 
von oͤffentlichen Beamten auf Dienſtreiſen, wenn fie ſich durch Freipaͤſſe 
legitimiren; s 
von öffentlichen Kourieren und Eſtafetten, imgleichen von ordinairen Reit⸗, 
Kariol⸗, Fahr⸗ und Schnellpoſten und den dazu gehörenden Beiwagen, 
und von ledig zuruͤckgehenden Poſtpferden; 
von Transporten, welche fuͤr unmittelbare Rechnung des Staats geſchehen, 
auf Vorzeigung von Freipaͤſſen, imgleichen von Vorſpanns⸗ und Lieferungs⸗ 
fuhren auf der Hin» und Ruͤckreiſe, wenn ſie ſich als ſolche durch den 
Fuhrbefehl ausweiſen; 
von Feuerloͤſchungs⸗, Kreis⸗ und Gemeinde⸗Huͤlfsfuhren, imgleichen von 
Armen⸗ und Arreſtantenfuhren; 
von den an demſelben Tage zuruͤckkehrenden Fuhrwerken und Thieren; 
von den Bewohnern von Henrichenburg. 

Berlin, den 17. Auguſt 1837. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Alvensleben. 


1822.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24. Auguſt 1837., über die Befugniſſe des 
Juſtizminiſters zur Ertheilung von Geſchäfts⸗Inſtruktionen. 


A; Ihren Bericht vom 31. v. M. genehmige Ich, nach Ihrem Antrage, daß 
an die Stelle der nach $. 99. der Kriminalordnung vom 11. Dezember 1805. 
durch die Untergerichte in Unterſuchungsſachen einzureichenden Geſchaͤftstabellen 
diejenigen Liſten treten, die Sie in Ihrer General⸗Verfuͤgung vom 31. Oktober 
v. J. Litt, a. Nr. III. vorgeſchrieben haben. Uebrigens hat es zu dieſer Abaͤn⸗ 
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m 
rung Meiner Autoriſation nicht bedurft, da die Beſtimmung im $. 99. der Kri⸗ 
minalordnung keine materielle Vorſchrift der Legislation, ſondern eine Geſchaͤfts⸗ 
Inſtruktion enthaͤlt, die der Juſtizminiſter in pflichtmaͤßiger Erwaͤgung der Um⸗ 
fände modiftziren darf, ohne nach dem organiſchen Geſetz vom 27. Oktober 1810. 
Meine unmittelbare Genehmigung einzuholen. ö 


Berlin, den 24. Auguſt 1837. = 
Friedrich Wilhelm. 
An den Staats⸗ und Juſtizminiſter Muͤhler. 


(No. 1823.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24. Auguſt 183 7., die Anwendbarkeit der §§. 34. 
bis 106. Tit. 35. Thl. I. der Allgemeinen Gerichtsordnung über das ſiska⸗ 
liſche Unterſuchungsverfahren in der Rheinprovinz und in Neu⸗Vorpommern 
betreffend. 


ee 

In Meinen, durch die Geſetzſammlung bekannt gemachten Erlaſſen vom 6. Maͤrz 
und 5. September 1821., 2. Auguſt 1834. und 25. Oktober 1835. habe Ich 
mit Bezugnahme auf die betreffenden F. Tit. 20. Thl. II. des Allgemeinen 
Landrechts verordnet, daß bei den darin bezeichneten Vergehungen auch in den⸗ 
jenigen Provinzen der Monarchie, in welche das Landrecht und die Kriminal⸗ 
Ordnung vom 11. Dezember 1805. nicht eingefuͤhrt ſind, die Unterſuchung nach 
den Formen ſtattfinden ſoll, welche die Kriminalordnung vorſchreibt, und da die⸗ 
ſelbe im $. 12. feſtſetzt, daß es in Abſicht auf diejenigen Vergehungen, bei wel⸗ 
chen eine fiskaliſche Unterſuchung zulaͤſſig iſt, bei den Vorſchriften der Allgemei⸗ 
nen Gerichtsordnung Thl. I. Tit. 35. 6. 34. u. f. fein Bewenden haben fol, 
ſo hat es ſich von ſelbſt verſtanden, daß, ſtatt des Kriminalverfahrens, das fis ka⸗ 
liſche Unterſuchungsverfahren, wie es in den (. 34. bis 106. Tit. 35. Th. I. 
der Gerichtsordnung und in den ſpaͤter erlaſſenen, geſetzlich bekannt gemachten 


Beſtimmungen vorgeſchrieben wird, auch von den Rheiniſchen und Neu⸗Vorpom⸗ 


merſchen Gerichtshoͤfen in allen Faͤllen einzuleiten ſey, in welchen uͤber die Ver⸗ 
gehung ſelbſt nach den Feſtſetzungen des Landrechts zu erkennen iſt. Ich beauf⸗ 
trage Sie, diejenigen Gerichtsbehoͤrden im Bezirke des Rheiniſchen Appellations⸗ 
hofes zu Coͤln und Neu⸗Vorpommern, welche nach Ihrem Berichte vom 9. d. M. 
einen Zweifel deshalb angeregt haben, hiernach zu belehren, auch dieſen Erlaß 
durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 5 


Berlin, den 24. Auguſt 1837. f f f 
Friedrich Wilhelm. 
An die Staats⸗ und Juſtizminiſter v. Kamptz und Muͤhler. 


